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192. Bundesverfassungsgesetz: Neuerliche Abänderung des Ausfuhrförderungsgesetzes 1964

193. Bundesgesetz: Abänderung des Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetzes 1967

194. Bundesgesetz: Änderung des Einkommensteuergesetzes 1967

195. Bundesgesetz: Neuerliche Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967

196. Bundesgesetz: Abänderung der Pharmazeutischen Studien- und Prüfungsordnung

1 9 7 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes über vorübergehende Maßnahmen
betreffend die Abhaltung von Rigorosen an den Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultäten der Universitäten und an der Sozial-, wirtschafts- und rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften in Linz

1 9 3 . Bundesverfassungsgesetz vom 21. Mai
1969, womit das Ausfuhrförderungsgesetz

1964 neuerlich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ausfuhrförderungsgesetz 1964, BGBl.
Nr. 200, in der Fassung des Bundesverfassungs-
gesetzes BGBl. Nr. 90/1965 und des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 195/1967, wird wie folgt abge-
ändert:

1. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der jeweils ausstehende Gesamtbetrag der
gemäß § 1 übernommenen Haftung darf 15 Mil-
liarden Schilling nicht übersteigen. Der ange-
gebene Haftungsrahmen bezieht sich auf Grund-
beträge der Haftungssummen ohne Zinsen und
Kosten."

2. § 11 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes
erlischt mit 31. Dezember 1974."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungs-
gesetzes ist der Bundesminister für Finanzen
betraut.

Jonas
Klaus Koren

193 . Bundesgesetz vom 21. Mai 1969,
womit das Ausfuhrfinanzierungsförderungs-

gesetz 1967 abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz
1967, BGBl. Nr. 196, wird wie folgt abgeändert:

1. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. Zur Erleichterung der Finanzierung von
mittel- und langfristigen Ausfuhrgeschäften wird
der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, bis
31. Dezember 1975 namens des Bundes Haftun-
gen in Form von Garantien für von der Öster-
reichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft
durchzuführende Kreditoperationen (Aufnahme
von Krediten, Begebung von Anleihen oder
sonstigen Festverzinslichen Wertpapieren) zu
übernehmen, wenn der Erlös der Kreditoperatio-
nen zur Finanzierung von Ausfuhrgeschäften
verwendet wird, für die der Bund eine Haftung
nach dem Ausfuhrförderungsgesetz 1964, BGBl.
Nr. 200, in seiner geltenden Fassung über-
nommen hat."

2. § 2 Z. 3 hat zu lauten:

„3. der nominelle Zinsfuß bezogen auf ein
Jahr bei Zinszahlungen im nachhinein nicht mehr
als 4 v. H. über dem im Zeitpunkt der Kredit-
operation geltenden Zinsfuß für Eskontierungen
der Oesterreichischen Nationalbank (§48 Abs. 4
des Nationalbankgesetzes, BGBl. Nr. 184/1955)
beträgt;"
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Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

194. Bundesgesetz vom 21. Mai 1969,
mit dem das Einkommensteuergesetz 1967

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 3 Abs. 1 Z. 4 des Einkommensteuergesetzes
1967, BGBl. Nr. 268, hat zu lauten:

„4. die Bezüge aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung und der gesetzlichen Unfallversiche-
rung sowie gleichartige Bezüge, die auf Grund
besonderer landesgesetzlicher Regelungen gewährt
werden, und Sachleistungen aus den übrigen
Zweigen der gesetzlichen Sozialversicherung;".

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

195. Bundesgesetz vom 21. Mai 1969,
mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz

1967 neuerlich geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 302/1968, wird abgeändert wie folgt:

§ 4 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Personen, die Anspruch auf eine
gleichartige ausländische Beihilfe haben, haben
keinen Anspruch auf Familienbeihilfe.

(2) Österreichische Staatsbürger, die gemäß
Abs. 1 vom Anspruch auf die Familienbeihilfe
ausgeschlossen sind, erhalten eine Ausgleichs-
zahlung, wenn die Höhe der gleichartigen aus-
ländischen Beihilfe, auf die sie Anspruch haben,
geringer ist, als die Familienbeihilfe, die ihnen
nach diesem Bundesgesetz ansonsten zu gewähren
wäre.

(3) Die Ausgleichszahlung wird in Höhe des
Unterschiedsbetrages zwischen der gleichartigen
ausländischen Beihilfe und der Familienbeihilfe,
die nach diesem Bundesgesetz zu gewähren wäre,
geleistet.

(4) Die Ausgleichszahlung ist jährlich nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, wenn aber der Anspruch
auf die gleichartige ausländische Beihilfe früher
erlischt, nach Erlöschen dieses Anspruches über
Antrag zu gewähren. Der Antrag ist jeweils bis
spätestens 30. Juni des folgenden Kalenderjahres
zu stellen.

(5) Die in ausländischer Währung gezahlten
gleichartigen ausländischen Beihilfen sind nach
den vom Bundesministerium für Finanzen auf
Grund des § 5 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes
1959, BGBl. Nr. 300/1958, in der ,Wiener Zeitung'
kundgemachten jeweiligen Durchschnittskursen in
inländische Währung umzurechnen.

(6) Die Ausgleichszahlung gilt als Familien-
beihilfe im Sinne dieses Bundesgesetzes. Die Be-
stimmungen über die Höhe der Familienbeihilfe
und die Bescheinigung des Anspruches auf die
Familienbeihilfe finden jedoch auf die Ausgleichs-
zahlung keine Anwendung."

Artikel II

(1) Ansprüche nach Art. I dieses Bundesgesetzes
können erstmals für das Kalenderjahr 1968 gel-
tend gemacht werden. Anträge auf Ausgleichs-
zahlungen für 1968 sind bis spätestens 31. De-
zember 1969 einzubringen.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

1 9 6 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1969,
mit dem die Pharmazeutische Studien- und

Prüfungsordnung abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Verordnung des Staatsamtes für Volks-
aufklärung, für Unterricht und Erziehung und
für Kultusangelegenheiten im Einvernehmen mit
dem Staatsamt für soziale Verwaltung vom
3. September 1945, StGBl. Nr. 166, über die
pharmazeutische Studien- und Prüfungsordnung
wird abgeändert wie folgt:

1. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das pharmazeutische Universitätsstudium
dauert vier Studienjahre."
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2. Im § 3 Abs. 2 ist die Überschrift des Ab-
schnittes „Im dritten Studienjahr" durch die
Überschrift „Im dritten und vierten Studienjahr"
zu ersetzen.

3. Im § 8 Abs. 2 sind die Worte „in den nach
§ 7 Abs. 5 anrechenbaren drei letzten Semestern"
durch die Worte „in den nach § 7 Abs. 5 an-
rechenbaren fünf letzten Semestern" zu ersetzen.

Artikel II

Die im § 3 Abs. 2 der Pharmazeutischen Stu-
dien- und Prüfungsordnung in der bisher gelten-
den Fassung für das dritte Studienjahr vorge-
sehenen Lehrveranstaltungen sind nunmehr auf
das dritte und vierte Studienjahr zu verteilen.

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober 1969
in Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Mock

197 . Bundesgesetz vom 22. Mai 1969,
mit dem das Bundesgesetz über vorüber-
gehende Maßnahmen betreffend die Ab-
haltung von Rigorosen an den Rechts- und
staatswissenschaftlichen Fakultäten der Uni-
versitäten und an der Sozial-, wirtschafts-
und rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften in Linz neuerlich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 23. Juni 1967, BGBl.
Nr. 228, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 16/1968, über vorübergehende Maßnahmen
betreffend die Abhaltung von Rigorosen an den
Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultäten
der Universitäten und an der Sozial-, wirtschafts-
und rechtswissenschaftlichen Fakultät der Hoch-
schule für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
in Linz wird abgeändert wie folgt:

Im § 2 Abs. 1 haben die Worte „und am
30. September 1969 außer Kraft" zu entfallen.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht betraut.

Jonas
Klaus Mock
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